
Brasilien  –  neoliberales
Wunderland?
Brasilien  gehört  heute  zu  den  aufstrebenden  Schwellenländern,  den
sogenannten BRIC-Staaten. Als dieser Begriff 2001 von der Rating-Agentur
Goldman  Sachs  geprägt  wurde,  machten  die  BRIC-Staaten  (Brasilien,
Russland, Indien und China) zusammen 12 % am Welt-BIP aus. Heute liegt
dieser Anteil bei satten 25 % – die Rolle dieser Länder in der Weltwirtschaft
hat also enorm zugenommen. In welche Richtung die ENtwicklung Brasiliens
geht erläutert Rico Rodriguez.

Das trifft auch auf Brasilien zu, das heute vor allem Rohstoffe (Metalle, Erze
etc.)  und  Agrarprodukte  (Soja,  Fleisch,  Kaffee  etc.)  in  die  ganze  Welt
exportiert,  aber  auch  die  größte  Industrie  in  Lateinamerika  besitzt.
Brasilianische Konzerne wie Petrobras (Öl  und Gas),  Vale (Bergbau) und
Embraer  (drittgrößter  Flugzeughersteller  der  Welt)  und  Banken  wie
Bradesco und Itau spielen vor allem in Lateinamerika, aber auch zunehmend
darüber hinaus eine große Rolle.

Auf einem guten Weg?

Im Gegensatz zu China wird Brasilien heute von vielen auch eine positive
politische  Entwicklung  unterstellt.  Nach  zwei  Jahrzehnten  Militärdiktatur
(1964  –  1985)  gilt  das  Land  heute  als  vorbildliche  Demokratie  für
Südamerika. In den letzten 10 Jahren hatte das Land fast ein konstantes
Wirtschaftswachstum zu verzeichnen, im Schnitt von ca. 5 %. 2010 nach der
Finanzkrise konnte sogar ein Rekordwachstum von 7,5 % erreicht werden,
was aber 2011 wieder recht harsch auf 4 % zurück fiel.

Die Finanzkrise konnte das Land bisher gut verkraften. Einerseits ist das
Land weniger stark vom Export abhängig als andere Schwellenländer (der
Export macht 13 % des BIP aus), andererseits hat das brasilianische Kapital
auch von den hohen Weltmarkt-Preisen für Rohstoffe profitiert (in scharfem
Gegensatz  zu  vielen  Entwicklungsländern).  Darüber  hinaus  haben  viele
Anleger  aus  den  imperialistischen  Ländern  nach  profitablen

https://onesolutionrevolution.de/brasilien-neoliberales-wunderland/
https://onesolutionrevolution.de/brasilien-neoliberales-wunderland/


Anlegemöglichkeiten gesucht – und da ist gerade Brasilien hoch im Kurs. Als
weiterer Grund spielt schließlich der relativ regulierte Bankensektor eine
Rolle. Brasilianische Banken hatten ihre Finger relativ wenig bei globalen
Finanzspekulationen im Spiel.

So konnte die Regierung auf ein solides Wachstum in den vergangenen 10
Jahren  setzen  und  damit  ein  Ansteigen  an  Beschäftigung  und  des
Binnenmarktes  bei  satten  Gewinnen  für  die  brasilianische  Bourgeoisie
verzeichnen.

Das Wachstumsmodell basiert auf einer stetigen Ausweitung des Konsums
und einer Liberalisierung des Arbeitsmarktes und aller anderen Bereiche,
also auf einem zügellosen Kapitalismus. Und das hat natürlich auch seine
Schattenseiten, doch darauf kommen wir später.

Die PT-Regierung, sozial für die Arbeiter?

Dilma und Lula verstehen sich gut –
untere inander  und  mi t  der
Bourgeoisie

Seit 2001 regiert in Brasilien die Arbeiterpartei „Partido dos Trabalhadores“
(PT) mit einer Koalition aus anderen „linken“ Parteien. Als der Führer der PT
Lula da Silva 2001 im vierten Anlauf  die  Wahlen gewann,  war das eine
Sensation in Brasilien, die gleichzeitig die Armen jubeln und die Reichen
zittern ließ. Kein Wunder, Lula war Gewerkschaftsführer aus Sao Paulo. Die
PT wurde 1983 im Zuge massiver Arbeitskämpfe gegründet, die auch einen
politischen  Charakter  gegen  die  Militärdiktatur  annahmen.  Lula  war
Gewerkschafter  in  Sao Paulo und führte viele  der damaligen Streiks  an.
Deswegen war er enorm beliebt unter den Arbeiter_innen im ganzen Land.

Außerdem war die PT schließlich eine Partei, die den Sozialismus zum Ziel
hatte. Doch Lula hatte die Kapitalisten schon vor seiner Wahl beruhigt – die
ganz  großen  Änderungen  würden  unter  seiner  Regentschaft  nicht  zu
erwarten  sein.  Er  machte  ein  Abkommen  mit  dem  IWF,  dass  die
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Auslandsschulden weiter bediente und die Auflagen nicht brach. Nach seiner
Wahl setzte er gleich Henrique Meirelles von der rechten Partei PSDB und
Chef der „Bank Boston“ als Zentralbank-Chef ein. Ein „klares Signal“ an die
einheimische und internationale Bourgeoisie.

So führte der „Arbeiterführer“ im Wesentlichen auch den neoliberalen Kurs
seines  Vorgängers  Fernando  Henrique  Cardoso  (FHC)  fort.  Er  musste
allerdings nicht mehr so viel privatisieren, das hatte sein Vorgänger schon
erledigt.  Die  großen Versprechen hat  er  allesamt  gebrochen.  Er  machte
keine  der  Privatisierungen  aus  den  90ern  rückgängig,  eine  konsequente
Landreform wurde nie durchgeführt, die Mindestlöhne verbleiben auf einem
niedrigen  Niveau,  der  Raubbau an  Mensch  und Natur  geht  ungehindert
weiter. Die Renten wurden unter seiner Regierung sogar weiter privatisiert:
während FHC „lediglich“ die Renten für die Beschäftigten im privaten Sektor
privatisiert hatte, dehnte Lula das auf die öffentlich Beschäftigten aus.

Auch seine Nachfolgerin Dilma, seit Ende 2010 Präsidentin, ebenfalls von der
PT,  setzt  diesen  Kurs  fort.  Gerade  hat  sie  ein  Konjunkturpaket  für
brasilianische Firmen aufgelegt. Insgesamt 26,3 Milliarden Euro werden der
brasilianischen Bourgeoisie geschenkt, demgegenüber stehen Kürzungen im
Haushalt 2011 von 20 und 2012 von 24 Milliarden Euro. Geld das natürlich
vor allem im sozialen Bereich gespart wird. Gleichzeitig wurde ein neues
Waldgesetz  verabschiedet  (Código  Florestal),  dass  es  den  Agrarmultis
erleichtert,  weiter  Wald  für  ihre  Monokulturen  zu  roden.

Die Kehrseite der Medaille…

Das Wirtschaftswachstum der  vergangenen Jahre  basiert  auf  der  extrem
neoliberalen Politik unter FHC in den 90ern. Damals wurden alle großen
Staatsbetriebe  privatisiert  und  der  Arbeitsmarkt  liberalisiert.  So  haben
prekäre  Beschäftigungsverhältnisse  überall  in  Brasilien  zugenommen.
Jugendliche finden fast nur noch über Leiharbeit eine Anstellung, werden
schlecht bezahlt  und können jederzeit  entlassen werden (das kommt uns
irgend woher bekannt vor…).
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D i e  B e w o h n e r _ i n n e n  d e s
„Pinheirinho“ rüsten sich gegen die
Räumung ihres  Viertels,  das  dem
Erdboden  gleichgemacht  werden
soll…

Zwar können sich heute viele Arbeiter_innen Handys und Fernseher kaufen.
Doch was nützt das, wenn man in ständiger Unsicherheit lebt, das Bildungs-
und  Gesundheitssystem  immer  mehr  ausgedünnt  werden  und  die
Rentenversicherung privatisiert wird? Ein großes Problem in Brasilien ist
auch der Verkehr. Immer mehr Leute können sich Autos kaufen, was auch
extrem propagiert wird. Ein Auto ist gleichbedeutend mit Entwicklung und
Wohlstand. Doch der Verkehr in den Großstädten wird immer schlimmer. Es
gibt  praktisch  keine  Stadt-  und  Verkehrsplanung,  und  die  Straßen  sind
hoffnungslos überfüllt. Stundenlange Staus stehen für Stadtbewohner_innen
an  der  Tagesordnung.  Der  öffentliche  Nahverkehr  wurde  natürlich  auch
privatisiert. Seitdem ist er teuer, wird immer schlechter und

ausgedünnt.

…  d o c h  g e g e n  d i e
Militärpolizei,  die  das  Viertel
mit  massiver  Brutalität  –
Tränengas, Schlagstöcken und
Gummigeschossen  –  räumt,
haben  sie  letztlich  keine
Chance,  vorerst.

So  ist  auch  die  Wohnsituation  in  den  Großstädten  bei  gleichzeitiger
Landflucht  ein großes Problem in Brasilien.  Die Mieten sind unglaublich
hoch,  heute  bereits  auf  europäischem Niveau.  Ein  Apartment  in  Rio  de
Janeiro  für  eine  Person  kostet  locker  300  Euro.  Ein  Lehrer  an  einer
staatlichen Schule verdient dem gegenüber gerade mal 500 Euro! In diesem
Zusammenhang wurde Anfang dieses Jahres eine illegale Siedlung in Sao
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Paulo  geräumt.  Die  Siedlung  „Pineirinho“  wurde  auf  einem  verlassenen
Gelände errichtet, das einem Kapitalisten gehört. Die Bewohner haben es
2004  aus  Wohnungsmangel  besetzt  und  seitdem  haben  sich  dort  6000
Menschen angesiedelt,  darunter viele Familien mit Kinder.  Der Kapitalist
wollte sein Land jetzt wieder haben. Die Siedlung wurde Ende Januar von
2000  Militärpolizisten  geräumt,  die  Bewohner_innen  vertrieben  –  mit
Tränengas, Schlagstöcken und Gummigeschossen. Und das ist keineswegs
ein Einzelfall, sondern Programm in Brasilien.

Die Fußball-Weltmeisterschaft

Gerade sind die Menschen in Europa wieder im nationalistischen EM-Fieber.
2014 wird die WM in Brasilien stattfinden. Glaubt man der Regierung und
der FIFA – ein Segen für das Land. Doch wie immer werden hier knallharte
Geschäfte  gemacht,  die  tatsächlichen  Gewinner  sind  große  Konzerne.
Milliarden werden in Stadien investiert,  gleichzeitig weigert  sich die PT-
Regierung seit Jahren, den Mindestlohn der Lehrer_innen zu heben (siehe
dazu auch unseren Artikel zur WM in Südafrika).

Die Wohnungsnot wird durch die WM massiv verschärft. In den Großstädten
steigen  die  Mieten  weiter,  internationale  Investoren  wüten  auf  dem
Wohnungsmarkt, die lokale Bevölkerung wird verdrängt. Und der Staat hilft
kräftig nach. Unliebsame Siedlungen werden von der Regierung zerstört. In
der Nähe der Stadien
liegen oft Favelas. Doch die Regierung will Brasilien der Welt als Land des
Fußball und des Samba präsentieren: ärmliche Wohngegenden stören da nur.
So wird den Bewohner_innen eine Ersatzwohnung im Randgebiet der Städte
angeboten. Wenn sie dem Angebot nicht nachkommen, werden sie geräumt
und die Wohnungen zerstört.

Dieses  Schicksal  erlitt  z.B.  die  Favela  „Metro“  in  der  Nähe  des
weltberühmten Stadions Maracana in Rio. Heute sind nur noch Reste der
Häuser übrig.

Einige Arbeiter_innen der Stadienbaustellen dachten sich, sie wollen mehr
von dem Kuchen abhaben. Also streikten sie für höhere Löhne und bessere



Arbeitsbedingungen. Prompt wurde eine Gesetzesinitiative vorgebracht, die
den Arbeiter_innen das Streiken verbieten soll – von einem Senator der PT!
Begründung:  die  Weltmeisterschaft  sei  nationales  Interesse  und  die
Arbeiter_innen würden das zum persönlichen Vorteil ausnutzen. Bei allem
Verrat der PT ein Satz, der einem die Sprache verschlägt.

Welche Aufgaben für die revolutionäre Linke?

Die Liste von Schweinereien und Problemen könnte noch weiter fortgesetzt
werden. Bei all diesen Dingen wird klar: der Kapitalismus bietet auch für die
brasilianische  Arbeiterklasse  und  die  Bauernschaft  keine  Perspektive.  Er
zerstört die Umwelt in rasantem Ausmaß und beutet die Menschen immer
schärfer aus. Dass dabei bei hohem Wirtschaftswachstum ein paar Krümel
vom Tisch fallen, darf darüber nicht hinweg täuschen!

Die PT hat mehr als bewiesen, dass von ihnen keine ernsthaften Änderungen
zu erwarten sind. Sie sind heute treue Handlanger des Kapitals. Es ist zu
erwarten, dass bei sinkendem Wirtschaftswachstum weitere Angriffe auf die
Arbeiterklasse  unter  ihrer  Regierung  zu  erwarten  sind.  Auch  die  2004
gegründete Linkspartei PSOL stellt keine Alternative für die Arbeiterklasse
dar. Sie hat zwar ein weit linkeres Programm als die PT, hat es aber nie über
den Reformismus hinaus geschafft.

Was in Brasilien notwendig ist, ist der Aufbau einer revolutionären Partei der
Arbeiterklasse, der Bauernschaft und der Jugend. Eine Partei, die den Sturz
des  Kapitalismus  auf  die  Tagesordnung  setzt  und  dafür  ein  Programm
entwickelt. Eine sozialistische Revolution in dem wirtschaftlich starken und
politisch bedeutsamen Brasilien würde eine unglaubliche Ausstrahlung auf
ganz Lateinamerika haben, allen voran die Länder mit links populistischen
Regierungen wie in Venezuela, Bolivien und Ecuador, deren Präsidenten der
Bevölkerung seit Jahren „einen neuen Sozialismus“ versprechen.

Dafür muss vor allem eine Einheitsfront-Politik entwickelt werden. Ob wir es
wollen  oder  nicht  –  die  PT  hat  immer  noch  die  Führung  über  die
Arbeiterklasse  inne.  Deshalb  muss  die  PT  aufgefordert  werden,  ihre
Versprechungen  einzuhalten  und  umzusetzen.  In  der  Praxis  müssen  die



Arbeiter_innen erkennen, dass von dieser Regierung nichts mehr zu erwarten
ist.

Gleichzeitig muss jedoch ohne Schonung der Kampf gegen die Angriffe der
brasilianischen und internationalen Kapitalist_innen geführt werden – auch
dort,  wo  die  PT  den  Kampf  verweigert.  Das  muss  und  kann  der
Ausgangspunkt  für  den  Aufbau  einer  neuen,  revolutionären  Partei  in
Brasilien  werden.  REVOLUTION  unterstützt  und  begrüßt  daher  die
Gründung der  neuen Sektion  der  „Liga  für  die  fünfte  Internationale“  in
Brasilien und wird gemeinsam mit ihr für die Interessen der Jugend und der
Arbeiterklasse in Brasilien eintreten.

Ein Artikel von Rico Rodriguez, REVOLUTION-Hamburg

Über  die  Frage  der
Bündnispolitik – eine Antwort an
die SDAJ
Dieser Text ist die Antwort auf ein Kritikschreiben der SDAJ (Sozialistische
Deutsche  Arbeiterjugend)  an  der  Bündnispolitik  unserer  Organisation,
speziell  im  Bildungsstreik.

Auslöser der Debatte

Der Auslöser für die jetzige Diskussion war ein Bericht unserer Organisation
über die Berliner Bildungsstreikkonferenz vom 09.-11.09. in Berlin. Diesen
veröffentlichten wir auf unserer Homepage, als auch auf dem Medienportal
LINKEZEITUNG.de.  In  unserem  Bericht  legten  wir  die  Ergebnisse  der
Konferenz  sowie  die  kommenden  Aufgaben  der  Bewegung  dar.  Darüber
hinaus  kritisierten  wir  unterschiedliche  Strömungen,  die  sich  an  der
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Konferenz  beteiligten.

So  befassten  wir  uns  mit  dem Abstimmungsverhalten  der  Bundes-SDAJ,
welches z.B. Forderungen, wie die Besteuerung von Reichtum verhinderte!
Ebenso  setzten  wir  uns  mit  dem  Verhalten  einiger  der  anwesenden
Libertären  auseinander.  Ihrer  politischen  Strömung  warfen  wir
undemokratisches Verhalten und eine Politik vor, die die Bewegung in den
vergangenen Jahren gelähmt hatte.

Wir sind uns bewusst, dass der Artikel aufgrund der Kürze viele unserer
Kritikpunkte nur anschneiden konnte, jedoch nicht vollständig erklärte. Doch
der  Artikel  leitete  sich  aus  unseren  prinzipiellen  Position  zur
Bildungsstreikbewegung  ab,  welche  in  anderen  Veröffentlichungen
ausführlicher  beleuchtet  werden und wurden (z.B.  im „Aktionsprogramm
Bildung“).

Kurz darauf entschlossen sich die Asten von TU und FU, in denen viele
Libertäre vertreten sind, große Teile ihrer finanziellen Unterstützung für die
bundesweite Bildungsstreikbewegung zu streichen. Während wir zutiefst den
Vorfall mit den Asten von TU und FU bedauern, stehen wir nach wie vor zu
unserer politischen Kritik.

Ursache der Debatte

Die  Ursache  des  Konflikts  mit  der  SDAJ-Berlin  liegt  jedoch  in  einer
grundlegend anderen Auffassung von Bündnis- und Einheitsfrontpolitik. Wir
glauben, dass Bündnisse die möglichst breiteste Einheit in der Aktion für
bestimmte Ziele gewährleisten sollten. Darüber hinaus muss jederzeit die
volle Freiheit der Kritik in diesen Bündnissen gewährleistet sein.

Denn letztlich dienen Bündnisse dazu, innerhalb von Bewegungen durch die
Kritik  an  unzureichenden  Taktiken  und  der  Politik  reformistischer
Organisationen, Mehrheiten für eine revolutionäre Politik zu gewinnen. Für
uns gilt es, durch transparentes Darstellen der Politik der unterschiedlichen
Strömungen, revolutionäre Politik auch in der Praxis zu beweisen.

Die Position der SDAJ-Berlin
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Die Berliner SDAJ hingegen ist der Meinung, dass die offene politische Kritik
in Bündnissen spaltend wirke. Daher will sie nun eine offene Kritik an dem
„Bündnis  Bildungsblockaden  einreißen!  (BE!)“  und  innerhalb  der
bundesweiten  Bildungsstreikbewegung  verhindern.

„Wenn  eine  Kritik  vorhanden  ist,  muss  diese  in  internen  Diskussionen
angebracht werden.“

Des  weiteren  will  die  SDAJ-Berlin,  dass  es  REVOLUTION  bei  den
Mobilisierungstouren für den Bildungsstreik untersagt ist, eigenes Material
zu verteilen.  Die Frage, warum eine Organisation an einer Mobilisierung
teilnehmen sollte, ohne eigene Materialien verteilen zu dürfen und die eigene
Position, in diesem Fall eine klassenkämpferische Perspektive innerhalb des
Bildungsstreiks, darstellen zu können, bleibt offen.

Dieses  Handeln  begründete  sie  am  06.10.2011  in  einem  so  genannten
bündnisinternen  Brief.  Dort  sagen  sie,  dass  unser  Verhalten
bündnisschädigend und unsolidarisch wäre, sowie zu einer Schwächung der
Bewegung führen würde.

„[Es]  zerstört  strukturelle  Fortschritte  der  Bewegung  sowie  aufgebautes
Vertrauen  […].  Damit  handelt  [ihr]  grundlegend  gegen  unsere
Errungenschaften  in  diesen  Bündnissen.“

Unsere Bündnisarbeit im allgemeinen beschreibt die SDAJ wie folgt – nämlich
„ungeachtet realer Gegebenheiten die eigene Linie konsequent durchsetzen
zu  wollen  und  dabei  alles  andere  als  blockierend  und  schwächend  zu
diffamieren […]“

Dazu muss erwähnt werden, dass viele der strukturellen Fortschritte der
Bewegung seit  2006  erst  durch  (unter  anderem unsere)  Kritik  zustande
kamen. Wir setzten uns z.B. seit jeher für Entscheidungsfindungsprozesse
und Strukturen ein, die unsere Bewegung nicht nur schlagkräftiger sondern
auch demokratischer gestalten sollten. Die Erkenntnis,  Basisstrukturen in
Form von Streikkomitees an Schulen und Universitäten aufzubauen, wurde
erst durch die Kritik von Gruppen wie uns gewonnen. Im Gegensatz zu der
SDAJ, die anfänglich Streikkomiteearbeit grundsätzlich ablehnte.



Auch  das  Bildungsbündnisse  wie  z.B.  BE!  weiter  existieren  konnten
beziehungsweise aufgebaut wurden, lag mit an unserem Engagement. Dies
war nur möglich aufgrund einer „konsequenten (politischen) Linie“. Auch den
Vorwurf jederzeit Bündnispartner als blockierend und schwächend diffamiert
zu haben, weisen wir entschieden zurück! Im Gegenteil, wir waren jederzeit
bereit,  für  gemeinsame politische  Ansichten  mit  anderen  Organisationen
einzutreten. Wir bedauern, dass dies insbesondere von der SDAJ vergessen
wurde. Immerhin waren wir es, die gemeinsam mit ihnen eine Resolution in
Köln verfassten, um den momentanen Protesten eine Perspektive zu geben!
(http://bildungsstreikkonferenzberlin2011.blogsport.de/images/Handlungsori
entierungSchulstreikkonferenz_01.pdf)

Unsere Kritik an dem Verhalten der SDAJ-Berlin

Anders als die SDAJ-Berlin es darstellt (Wir bitten in diesem Zusammenhang
in Zukunft die Zitate angeblicher Mitglieder unserer Gruppe ernsthafter zu
belegen.) war es nie unser Ziel Aktionen von Bewegungen zu spalten. Wir
wollen  die  unterschiedlichen  politischen  Vorschläge  und  die  daraus
folgenden Konsequenzen innerhalb der Bildungsstreikbewegungen möglichst
transparent und kritisch beleuchten!

Denn  gerade  das  Unterlassen  von  revolutionärer  Kritik  führte  unsere
Bewegung in der Vergangenheit immer in die „Rezession“. Denn das Nicht-
Führen  von  Debatten  zwischen  politischen  Organisationen  bedeutet
keineswegs,  dass  es  keine  Widersprüche  gäbe.  Anstatt  also
Revolutionär_innen die Möglichkeit zu geben, diese Widersprüche zugunsten
der  Bewegung  zu  lösen,  setzt  die  SDAJ-Berlin  darauf,  die  negativen
Konsequenzen  von  verschwiegenen  Widersprüchen  möglichst  lange
hinauszuzögern.

In diesem Zusammenhang sieht die SDAJ-Berlin, im Gegensatz zu uns, allein
in  der  „Vielschichtigkeit“  der  Bildungsstreikbewegung  einen  Zweck.  Uns
wirft sie weiterhin vor:

„[Euer] veröffentlichte[r] Text hingegen spaltet die eh schon sehr kontrovers
diskutierenden Lager und blockiert damit die Stärkung eines gemeinsamen
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Bündnisses. Zu diesem Moment ist es fatal solche Äußerungen zu tätigen.“

Natürlich begrüßen wir die Vielschichtigkeit von Bewegungen, denn sie sind
die momentane Grundlage für breite Aktionen. Doch wir sehen in kontrovers
diskutierenden Lagern keine Gefahr.  Vielmehr  sehen wir  darin  Chancen,
politische Prozesse transparent und erfahrbar für Jugendliche zu machen,
damit  sie  sich  bewusst  für  revolutionäre  Positionen entscheiden können.
Unser Ziel ist es daher eine Bewegung zu schaffen, die trotz der politischen
Unterschiede, bewusst zusammen kämpft!

Unser Verständnis von Bündnispolitik

Wir  sind  der  Meinung,  dass  der  Bildungsstreik  nicht  nur  aus  Erfolgen,
sondern auch aus Fehlern lernen und stärker werden kann. Dazu müssen
aber insbesondere junge Kommunist_innen der Bewegung ihre Fehler und
mögliche  Lösungsansätze  bewusst  machen.  Diese  elementare  Form  der
Demokratie, innerhalb der gemeinsamen Aktion, ist für unsere Bewegung ein
unverzichtbares Gut.

Wer  versucht,  die  politische  Meinungsfreiheit  anderer  Organisationen zu
unterbinden stärkt dieses Gut nicht, sondern schwächt die Bewegung.

Die  Grundlage  des  Bildungsstreiks  ist  nicht  eine  allgemein  anerkannte
politische Perspektive oder ein komplettes Aktionsprogramm, sondern der
Wille  der  aktiven  Basis  sich  gegen  ein  undemokratisches  und
unterfinanziertes  Bildungssystem zu  wehren!  Und  die  unbedingte  Stärke
unserer  Bewegung  muss  darin  bestehen  möglichst  viele  betroffene
Schüler_Innen,  Studierende,  Auszubildende,  Eltern,  Lehrer_Innen,
Arbeiter_Innen  und  ihre  politischen  Organisationen  einzubinden.

Diese Stärke wird jedoch nur zu Erfolgen führen, wenn auch revolutionäre
Perspektiven innerhalb des Bildungsstreiks diskutiert werden. Nur das wird
zu einer dynamischen Bewegung führen, die die Masse der Jugendlichen
begeistern  kann.  Denn  auf  Dauer  geht  es  darum,  Bewegungen,
Aktionsprogramme  und  politische  Perspektiven  zu  geben.  Die  Frage  ist
jedoch, ob diese einen reformistischen oder einen revolutionären Charakter
haben sollen!



Denn Perspektiven wie mehrtägige Streiks, gemeinsame Massenaktionen mit
der arbeitenden Bevölkerung oder Besetzungen, d.h. Mittel, welche unser
Bildungssystem  grundlegend  verändern  können,  werden  nur  durch  das
kritische Einwirken von Revolutionär_Innen erkämpft werden!

Daher  setzen  wir  auch  weiterhin  auf  die  Zusammenarbeit  mit  allen
Organisationen und Jugendlichen im Bildungsstreik.  Auch die SDAJ-Berlin
bitten wir ihr Handeln im „BE!“ zu überdenken. Ihr müsst euch bewusst sein,
dass  der  Versuch uns  unsere Meinungsfreiheit  im Bündnis  zu  verbieten,
unweigerlich zu der Beendigung einer gemeinsamen Arbeit in „BE!“ führen
wird. Ohne einen demokratischen Charakter des Bündnisses sehen auch wir
keine Perspektive in der
weiteren Zusammenarbeit.  Natürlich werden wir uns am Bildungs-  sowie
Schulstreik weiterhin nach Kräften beteiligen! Sollte uns dies in BE! nicht
länger  in  einem vernünftigen  Rahmen  möglich  sein,  werden  wir  unsere
Kräfte vermehrt in das „Berliner Bildungsstreik Bündnis“ sowie Basisarbeit
investieren. Wir bedauern, dass unser Angebot, um die Mobilisierung zum
17.11. nicht zu gefährden, weiterhin technische Aufgaben zu übernehmen auf
dem Bündnistreffen am 19.10. mit einem Raumverweis (Antrag gestellt durch
ein  Mitglied  der  SDAJ-Berlin)  beantwortet  wurde.  Wir  halten  eine  extra
Mobilisierung für Schüler_Innen weiterhin für sinnvoll, eine Spaltung in der
Aktion (BE!) seitens der SDAJ-Berlin würden wir sehr bedauern!

Die kursierten Wörter, Wortgruppen und Absätze, die in Anführungszeichen
gesetzt sind, sind Zitate aus dem Brief der SDAJ-Berlin an uns.
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